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Abschrift 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 3. Dezember 1971 


An den Herrn 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 


Der Bundesrat hat in seiner 374. Sitzung am 3. Dezember 1971 
beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag am 10. Novem- 
ber 1971 verabschiedeten 

Betriebsverfassungsgesetz 
* — Drucksachen VI/1786, zu VI/1786, VI/ 2729, 
zu VI/2729 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 


Heinz Kühn 


Bonn, den 3. Dezember 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird auf Ihr Schreiben vom 12. Novem- 
ber 1971 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

Heinz Kühn 


Drude: Bonner Universitäts-Budxdrudeerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlaq Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 
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Anlage 


Gründe für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 
zum Betriebsverfassungsgesetz 


I. Vor Teil I und zu §§ 80 bis 85, 99, 100 

1. Dem Teil I wird folgender Teil 01 vorangestellt: 

„TEIL 01 

Der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz 
und im Betrieb 

§ 01 

Persönliche Entfaltungsfreiheit 

Arbeitsablauf und betriebliche Organisation 
sind so zu gestalten, daß der Arbeitnehmer im 
Rahmen des Betriebsziels die größtmögliche 
perönliche Entfaltungsfreiheit hat. Die Arbeit- 
nehmer sind zu gegenseitiger Zusammenarbeit 
verpflichtet. 

§ 02 

Gleichbehandlung 

Der Arbeitnehmer darf wegen seiner Ab- 
stammung, Religion, Nationalität, Herkunft, 
politischen oder gewerkschaftlichen Betätigung 
oder Einstellung, wegen seines Geschlechts oder 
wegen Inanspruchnahme seiner Rechte nach 
diesem Gesetz nicht benachteiligt oder bevor- 
zugt werden. 

§ 03 

Recht auf Unterrichtung 

(1) Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmer 
über dessen Aufgabe und Verantwortung sowie 
über die Art seiner Tätigkeit und ihrer Einord- 
nung in den Arbeitsablauf des Betriebs zu unter 
richten. Er hat den Arbeitnehmer vor Beginn 
der Beschäftigung über die Unfall- und Gesund- 
heitsgefahren, denen dieser bei der Beschäfti- 
gung ausgesetzt ist, sowie über die Maßnahmen 
und Einrichtungen zur Abwendung dieser Ge- 
fahren zu belehren. 

(2) über Veränderungen in seinem Arbeits- 
bereich ist der Arbeitnehmer rechtzeitig zu 
unterrichten. Absatz 1 gilt entsprechend. 

§ 04 

Besetzung der Arbeitsplätze 

(1) Der Arbeitnehmer hat im Rahmen der be- 
trieblichen Möglichkeiten ein Recht auf den Ar- 
beitsplatz, der seinen Fähigkeiten, Kenntnis- 
sen und Erfahrungen entspricht. 


(2) Der Arbeitnehmer hat bei Wegfall oder 
grundlegender Änderung des Arbeitsplatzes in- 
folge von Rationalisierungsmaßnahmen oder 
Änderung der Produktion im Rahmen der be- 
trieblichen Möglichkeiten ein Recht auf einen 
anderen geeigneten und zumutbaren Arbeits- 
platz. 

§ 05 

Betriebliche Umschulung 

Der Arbeitnehmer hat ein Recht auf betriebliche 
Umschulung im Rahmen der betrieblichen Mög- 
lichkeiten, wenn eine Weiterbeschäftigung am 
bisherigen oder an einem gleichartigen Arbeits- 
platz aus gesundheitlichen Gründen auf Dauer 
nicht möglich ist. 

§ 06 

Aufgaben und Verantwortungsbereich 

Bei der Festlegung der Verantwortungsbe- 
reiche ist darauf zu achten, Aufgaben soweit 
wie möglich zu delegieren. Aufgaben- und Ver- 
antwortungsbereich des Arbeitgebers sind klar 
abzugrenzen. 

§ 07 

Weisungen 

Bei der Ausübung von Weisungsbefugnissen 
ist darauf zu achten, daß der Bereich eigener 
Verantwortung des Weisungsempfängers nicht 
weiter eingeschränkt wird, als dies zur Errei- 
chung des Betriebsziels erforderlich ist. 

§ 08 

Informationsaustausch 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer sind ver- 
pflichtet, die innerbetriebliche Information zu 
fördern. 

§ 09 

Einarbeitung 

Der Arbeitnehmer hat ein Recht auf eine an- 
gemessene Einarbeitungszeit. 

§ 010 

Anhörungs- und Erörterungsrecht 
des Arbeitnehmers 

(1) Der Arbeitnehmer hat das Recht, in be- 
trieblichen Angelegenheiten, die seine Person 
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betreffen, von den nach Maßgabe des organisa- 
torischen Aufbaus des Betriebs hierfür zustän- 
digen Personen gehört zu werden. Er ist be- 
rechtigt, zu Maßnahmen des Arbeitgebers, die 
ihn betreffen, Stellung zu nehmen sowie Vor- 
schläge für die Gestaltung des Arbeitsplatzes 
und des Arbeitsablaufs zu machen. 

(2) Der Arbeitnehmer kann verlangen, daß 
ihm die Berechnung und Zusammensetzung sei- 
nes Arbeitsentgelts erläutert und daß mit ihm 
die Beurteilung seiner Leistungen sowie die 
Möglichkeiten seiner beruflichen Entwicklung 
im Betrieb erörtert werden. Er kann ein Mit- 
glied des Betriebsrats hinzuziehen. Das Mitglied 
des Betriebsrats hat über den Inhalt dieser Ver- 
handlungen Stillschweigen zu bewahren, soweit 
es vom Arbeitnehmer im Einzelfall nicht von 
dieser Verpflichtung entbunden wird. 

§ 011 

Verbesserungsvorschläge 

Der Arbeitnehmer hat ein Recht auf Behand- 
lung und Beantwortung seiner betrieblichen 
Verbesserungsvorschläge. Er hat ein Recht auf 
angemessene Vergütung, wenn seine Vor- 
schläge durchgeführt werden. 

§ 012 

Beschwerderecht 

(1) Jeder Arbeitnehmer hat das Recht, sich 
bei den zuständigen Stellen des Betriebs zu be- 
schweren, wenn er sich vom Arbeitgeber oder 
von Arbeitnehmern des Betriebs benachteiligt 
oder ungerecht behandelt oder in sonstiger 
Weise beeinträchtigt fühlt. Er kann ein Mitglied 
des Betriebsrats zur Unterstützung oder Ver- 
mittlung hinzuziehen. 

(2) Der Arbeitgeber hat den Arbeitnehmer 
über die Behandlung der Beschwerde zu be- 
scheiden und, soweit er die Beschwerde für 
berechtigt erachtet, ihr abzuhelfen. 

(3) Wegen der Erhebung einer Beschwerde 
dürfen dem Arbeitnehmer keine Nachteile ent- 
stehen. 

§ 013 

Einsicht in die Personalakten 

(1) Der Arbeitnehmer hat das Recht, in die 
über ihn geführten Personalakten Einsicht zu 
nehmen. Er kann hierzu ein Mitglied des Be- 
triebsrats hinzuziehen. Das Mitglied des Be- 
triebsrats hat über den Inhalt der Personalakte 
Stillschweigen zu bewahren, soweit es vom Ar- 
beitnehmer im Einzelfall nicht von dieser 
Verpflichtung entbunden wird. 

(2) Erklärungen des Arbeitnehmers zum In- 
halt der Personalakte sind dieser auf sein Ver- 
langen beizufügen. 


§ 014 

Versetzungs wünsche 

Der Arbeitnehmer ist berechtigt, Versetzungs- 
wünsche unmittelbar an die für Personalent- 
scheidungen zuständige Stelle des Betriebs zu 
richten." 


2. In § 80 Abs. 1 wird vor Nummer 1 folgende 
Nummer 01 ein gefügt: 

„01, für die Sicherung der persönlichen Rechte 
des einzelnen Arbeitnehmers zu sorgen;". 


3. § 81 bis § 84 werden gestrichen; § 85 Abs. 3 

Satz 2 erhält folgende Fassung: „§ 012 Abs. 2 
bleibt unberührt." 


4. In § 99 Abs. 3 Satz 1 werden nach dem Wort 
„diesem" folgende Worte eingefügt: „und dem 
Arbeitnehmer". 

Folgender Satz wird angefügt: „Der Arbeitneh- 
mer kann verlangen, vom Betriebsrat gehört 
zu werden." 


5. *) In § 100 Abs. 2 Satz 2 werden nach dem Wort 
„Arbeitgeber" folgende Worte eingefügt: „und 
dem Arbeitnehmer". 


Begründung 

Der Gesetzesbeschluß regelt die kollektive 
Repräsentation der Arbeitnehmer. Er befaßt sich 
mit Individualrechten der Arbeitnehmer nur, 
soweit sie einen kollektiven Bezugspunkt be- 
sitzen. 

Zu einer modernen betrieblichen Ordnung ge- 
hört jedoch die umfassende Gewährleistung der 
Entfaltungs- und Mitgestaltungsmöglichkeiten 
des einzelnen. Deshalb sollen an den Anfang 
des Gesetzes in einer Art Grundrechtskatalog 
die individuellen Rechte des einzelnen Arbeit- 
nehmers am Arbeitsplatz und im Betrieb gestellt 
werden. Im einzelnen handelt es sich um _ 

a) vorwiegend persönlichkeitsbezogene Rechte, 

b) Rechte, die sich mit der unmittelbaren Ar- 
beitsumwelt und deren Gestaltung befassen. 

Die Ziffern 2 und 3 des Antrages enthalten un- 
mittelbare Konsequenzen der Ziffer 1. 

Durch Ziffern 4 und 5 soll erreicht werden, daß 
der Betriebsrat seine Entscheidungen bei per- 
sonellen Einzelmaßnahmen den betroffenen Ar- 
beitnehmern bekanntgeben muß. 

*) entfällt bei Übernahme der Fassung des § 100 gemäß 
Ziffer VII 
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II. Zu § 5 und nach § 73 


1. § 5 Abs. 3 ist zu streichen und durch folgende 
Bestimmung zu ersetzen: 

„(3) Als Arbeitnehmer im Sinne dieses Ge- 
setzes gelten ferner: Leitende Angestellte, die 
regelmäßig überwiegend und im wesentlichen 
eigenverantwortlich aufgrund Dienstvertrages 
und Dienststellung 

— übertragende unternehmerische Befugnisse in 
Betrieb und Unternehmen ausüben oder 

— für den Bestand und die Entwicklung des Un- 
ternehmens wesentliche Aufgaben erfüllen, 
für die besondere Erfahrungen oder Kennt- 
nisse erforderlich sind. 

Die Vertretung der leitenden Angestellten regelt 
sich nach §§ 73 a bis 73 g." 


bis 50 leitenden Angestellten aus 1 Person 

(Sprecher der 
leitenden An- 
gestellten), 

51 bis 150 leitenden Angestellten aus 3 Mitglie- 
dern, 

151 bis 500 leitenden Angestellten aus 5 Mitglie- 
dern, 


über 500 leitenden Angestellten aus 7 Mitglie- 
dern. 


(2) Der Sprecherausschuß der leitenden An- 
gestellten wählt aus seiner Mitte einen Vorsit- 
zenden. 


(3) Die Amtszeit des Sprecherausschusses der 
leitenden Angestellten beträgt drei Jahre. Sie 
beginnt mit der Bekanntgabe des Wahlergeb- 
nisses. 


2. Nach § 73 wird folgender Teil Drei A eingefügt: 

„Teil Drei A 

Vertretung der leitenden Angestellten 

§ 73 a 

Sprecherausschüsse 

(1) Zur Wahrnehmung der Belange der leiten- 
den Angestellten sind in den Betrieben mit mehr 
als fünf leitenden Angestellten Sprecheraus- 
schüsse der leitenden Angestellten zu bilden. 

(2) Die Vorschriften des zweiten Teils finden 
auf leitende Angestellte nur insoweit Anwen- 
dung, als dies ausdrücklich bestimmt ist. 

§ 73 b 

Aktives und passives Wahlrecht 

(1) Wahlberechtigt sind alle leitenden Ange- 
stellten des Betriebs. 

(2) Wählbar sind alle leitenden Angestellten 
des Betriebs. § 8 gilt entsprechend. 

§ 73 c 

Durchführung der Wahl 

Die drei dienstältesten leitenden Angestellten 
treffen die Wahlvorbereitungen und leiten die 
Wahl. Die Wahl kann unter den in § 19 Abs. 1 
genannten Voraussetzungen von mindestens drei 
leitenden Angestellten angefochten werden. Im 
übrigen gelten die Vorschriften der § 14 Abs. 1, 
§§ 18, 19 und 20. 

§ 73 d 

Mitgliederzahl, Amtszeit 

(1) Der Sprecherausschuß der leitenden Ange- 
stellten besteht in Betrieben mit in der Regel 


§ 73 e 

Aufgaben und Befugnisse 
des Sprecherausschusses 

(1) Arbeitgeber und Sprecherausschuß der lei- 
tenden Angestellten arbeiten vertrauensvoll und 
zum Wohle des Betriebs zusammen. 

(2) Der Sprecherausschuß der leitenden An- 
gestellten kann Angelegenheiten des Betriebs, 
die die Belange der leitenden Angestellten be- 
treffen, mit dem Arbeitgeber besprechen. 

(3) Der Arbeitgeber hat den Sprecherausschuß 
der leitenden Angestellten mindestens einmal im 
Kalenderjahr über die wirtschaftliche Lage und 
die Entwicklung des Betriebs und Unternehmens 
zu unterrichten. 

(4) Personelle Maßnahmen und Veränderun- 
gen, die leitende Angestellte betreffen, hat der 
Arbeitgeber mit dem Sprecherausschuß der lei- 
tenden Angestellten rechtzeitig zu erörtern. 

(5) Der Sprecherausschuß der leitenden Ange- 
stellten ist von geplanten Betriebsänderungen zu 
unterrichten. 

(6) Für die Gestaltung der Dienstverhältnisse 
der leitenden Angestellten können der Arbeit- 
geber und der Sprecherausschuß der leitenden 
Angestellten Richtlinien vereinbaren. Die Richt- 
linien haben für die Dienstverhältnisse der lei- 
tenden Angestellten unmittelbare Wirkung, 
wenn dies in der Richtlinie ausdrücklich bestimmt 
ist. 

§ 73 f 

Zusammenarbeit zwischen Sprecherausschuß und 
Betriebsrat 

(1) Um die Zusammenarbeit mit dem Betriebs- 
rat sicherzustellen, können der Sprecherausschuß 
der leitenden Angestellten dem Vorsitzenden 
des Betriebsrats das Recht einräumen, an den 
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Sitzungen des Sprecherausschusses der leitenden 
Angestellten teilzunehmen, und der Betriebsrat 
dem Vorsitzenden des Sprecherausschusses der 
leitenden Angestellten das Recht einräumen, an 
den Sitzungen des Betriebsrats teilzunehmen. 

(2) Einmal im Vierteljahr soll eine gemein- 
same Sitzung des Sprecherausschusses der lei- 
tenden Angestellten mit dem Betriebsrat statt- 
finden. 

§ 73 g 

Gesamtsprecherausschuß 

(1) Die Sprecherausschüsse der leitenden An- 
gestellten der Betriebe können einen Gesamt- 
sprecherausschuß der leitenden Angestellten im 
Unternehmen bilden. In den Gesamtsprecher- 
ausschuß der leitenden Angestellten entsendet 
jeder Sprecherausschuß einen von seinen Mit- 
gliedern gewählten Vertreter; der Gesamt- 
sprecherausschuß darf nicht mehr als zehn Mit- 
glieder umfassen. 

(2) In Unternehmen mit mehr als fünf leiten- 
den Angestellten kann auch in sonstigen Fällen 
an Stelle eines Gesamtsprecherausschusses auf 
Unternehmensebene ein Sprecherausschuß ge- 
bildet werden." 


Begründung 

In den letzten Jahren ist die Zahl der leitenden 
Angestellten und ihre Bedeutung für die Volks- 
wirtschaft beträchtlich gewachsen. Hieraus er- 
gibt sich die Notwendigkeit einer kollektiven 
Vertretung ihrer Interessen, die mit den Inter- 
essen der anderen Arbeitnehmer nicht identisch 
sind. 

An dieser Notwendigkeit einer besonderen Ver- 
tretung der leitenden Angestellten, die ihrer 
Funktion und ihrer Stellung im Betrieb Rech- 
nung trägt, kann ein neues Betriebsverfassungs- 
gesetz nicht Vorbeigehen. 

Der vorstehende Antrag zielt deshalb darauf 
ab, der Gruppe der leitenden Angestellten eine 
solche Regelung im Rahmen des Betriebsverfas- 
sungsgesetzes zu widmen. Er geht dabei von den 
Vorstellungen aus, die von dieser gesellschaft- 
lichen Gruppe selbst entwickelt worden sind. Die 
Regelung soll insbesondere folgenden Inhalt 
haben: 

1. Die leitenden Angestellten sollen grundsätz- 
lich in das Gesetz einbezogen werden. 

2. Sie sollen anders definiert werden als im Ge- 
setzesbeschluß. Bei der Definition wird ent- 
scheidend auf die Befugnisse und Aufgaben 
abgestellt; auf formale Kriterien (handels- 
rechtliche Zeichnungsbefugnis, Einstellungs- 
oder Entlassungsbefugnis) wird verzichtet. 

3. Die kollektive Vertretung der Belange der 
leitenden Angestellten in den Betrieben soll 
Sprecherausschüssen obliegen, die sich ggf. 


zu einem Gesamtsprecherausschuß für ein Un- 
ternehmen zusammenschließen können. Die 
Sprecherausschüsse sollen Erörterungs- und 
Unterrichtsrechte sowie die Befugnis erhal- 
ten, mit dem Arbeitgeber Richtlinien über die 
Gestaltung der Dienstverhältnisse der leiten- 
den Angestellten zu vereinbaren. 

4. Die Vorschriften des zweiten Teils des Geset- 
zes (Betriebsrat, Betriebsversammlung, Ge- 
samt- und Konzernbetriebsrat) finden auf lei- 
tende Angestellte nur insoweit Anwendung, 
als dies ausdrücklich bestimmt ist. 

5. Es werden Bestimmungen über die Zusam- 
menarbeit zwischen Sprecherausschuß und Be- 
triebsrat getroffen. 


III. Zu §§ 14, 27, 38 

1. In § 14 Abs. 2 wird folgender Satz angefügt: 

„Der Beschluß bedarf der Mehrheit der Stimmen 
jeder Gruppe." 

2. In § 14 Abs. 5 und 6 wird das Wort „Zehntel" 
durch das Wort „Zwanzigstel" ersetzt. 

3. § 27 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Betriebsausschuß muß aus Angehöri- 
gen der im Betriebsrat vertretenen Gruppen ent- 
sprechend dem Verhältnis ihrer Vertretung im 
Betriebsrat bestehen. Die Gruppen müssen min- 
destens durch ein Mitglied vertreten sein. Sie 
wählen in getrennter, geheimer Wahl nach den 
Grundsätzen der Verhältniswahl die auf sie ent- 
fallenden Mitglieder." 

4. In § 38 Abs. 2 Satz 3 werden folgende Worte 
angefügt: „in getrennter, geheimer Wahl nach 
den Grundsätzen der Verhältniswahl." 


Begründung 

Der Antrag bezweckt eine Verstärkung der Min- 
derheitenrechte 

1. bei der Entscheidung, ob anstelle der Grup- 
penwahl eine gemeinsame Wahl zum Be- 
triebsrat stattfinden soll, 

2. bei der Einreichung von Wahlvorschlägen 
für die Wahl zum Betriebsrat, 

3. bei der Wahl von Gruppenvertretem in den 
Betriebsausschuß und in andere Ausschüsse 
des Betriebsrats und 

4. bei der Auswahl der freizustellenden Be- 
triebsratsmitglieder. 

Auf diese Weise soll die Repräsentation auch 
kleinerer Gruppen von Arbeitnehmern verbes- 
sert werden. 
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IV. Zu § 76 

In § 76 erhalten die Absätze 1 bis 6 folgende Fas- 
sung: 

„(1) Zur Beilegung von Meinungsverschieden- 
heiten zwischen Arbeitgeber und Betriebsrat ist im 
Bedarfsfälle eine Einigungsstelle zu bilden. Die Eini- 
gungsstelle besteht aus einer gleichen Anzahl von 
Beisitzern, die vom Arbeitgeber und Betriebsrat 
bestellt werden, und einem unparteiischen Vorsit- 
zenden, auf dessen Person sich beide Seiten eini- 
gen müssen. Kommt eine Einigung über die Per- 
son des Vorsitzenden nicht zustande, so bestellt ihn 
das Arbeitsgericht. Dieses entscheidet auch, wenn 
kein Einverständnis über die Zahl der Beisitzer 
erzielt wird. 

(2) Die Einigungsstelle faßt ihre Beschlüsse mit 
einfacher Stimmenmehrheit nach mündlicher Bera- 
tung. Bei der Beschlußfassung hat sich der Vor- 
sitzende zunächst der Stimme zu enthalten; kommt 
eine Stimmenmehrheit nicht zustande, so nimmt der 
Vorsitzende nach weiterer Beratung an der erneu- 
ten Beschlußfassung teil. Der Wortlaut der Be- 
schlüsse ist unverzüglich schriftlich niederzulegen 
und vom Vorsitzenden zu unterschreiben. 

(3) Die Einigungsstelle wird nur tätig, wenn 
beide Seiten es beantragen oder mit ihrem Tätig- 
werden einverstanden sind. Ihr Spruch ist nur ver- 
bindlich, wenn beide Seiten sich der Entscheidung 
im voraus unterworfen oder sie nachträglich ange- 
nommen haben. 

(4) In den Fällen, in denen die Einigungsstelle 
nach anderen Vorschriften dieses Gesetzes verbind- 
lich entscheidet, ersetzt ihr Spruch die Einigung zwi- 
schen den Parteien. Sie wird auf Antrag einer Seite 
tätig. Benennt eine Seite keine Mitglieder oder 
bleiben die von einer Seite benannten Mitglieder 
trotz rechtzeitiger Einladung der Sitzung fern, so 
entscheiden der Vorsitzende und die erschienen Mit- 
glieder allein. Die Einigungsstelle soll innerhalb von 
zwei Wochen nach Antragstellung zusammentreten 
und eine umgehende Beilegung der Meinungsver- 
schiedenheiten besorgt sein. 

(5) Die Einigungsstelle faßt ihre Beschlüsse unter 
angemessener Berücksichtigung der Belange der be- 
troffenen Arbeitnehmer und des Betriebs nach billi- 
gem Ermessen. Die Überschreitung der Grenzen des 
Ermessens kann durch den Arbeitgeber oder den Be- 
triebsrat nur binnen einer Frist von zwei Wochen, 
vom Tage der Zuleitung des Beschlusses an gerech- 
net, beim Arbeitsgericht geltend gemacht werden. 

(6) Die Anrufung von Schiedsstellen und Behör- 
den ist erst zulässig, nachdem eine Einigung im Be- 
trieb nicht erzielt wurde." 


Begründung 

Die verbindlich entscheidende Einigungsstelle, bei 
der unüberbrückbare Meinungsverschiedenheiten 


letztlich durch den Vorsitzenden als außenstehendem 
Dritten beigelegt werden, sollte die Ausnahme blei- 
ben. Das sollte schon dadurch zum Ausdruck kom- 
men, daß die freiwillige Einigungsstelle vor der ver- 
bindlich entscheidenden Einigungsstelle geregelt 
wird. 


V. Zu § 87 

§ 87 erhält folgende Fassung: 

„§ 87 

Mitbestimmungsrecht, Zustimmungsrecht 

(1) Der Betriebsrat hat, soweit eine gesetzliche 
oder tarifliche Regelung nicht besteht, in sozialen 
Angelegenheiten Mitbestimmungs-, Mitwirkungs- 
und Initiativrechte nach Maßgabe der folgenden 
Bestimmungen. 

(2) In allen wesentlichen sozialen Angelegenhei- 
ten, soweit sie nicht einzelne Arbeitnehmer betref- 
fen, hat der Arbeitgeber den Betriebsrat so früh- 
zeitig und vollständig wie möglich zu unterrichten. 

(3) Folgende Angelegenheiten können von Ar- 
beitgeber und Betriebsrat nur gemeinsam geregelt 
werden: 

a) Beginn und Ende der täglichen Arbeitszeit ein- 
schließlich der Pausen sowie Verteilung der Ar- 
beitszeit auf die einzelnen Wochentage; 

b) Verteilung der für einen bestimmten Zeitraum 
geltenden Arbeitszeit auf die einzelnen Arbeits- 
tage; 

c) Festsetzung von Kurz-, Mehr- und Schichtarbeit; 

d) Zeit, Ort und Art der Auszahlung des Arbeits- 
entgelts; 

e) Aufstellung des Urlaubsplans und allgemeiner 
Urlaubsgrundsätze ; 

f) Berufsausbildung, Berufsfortbildung und Um- 
schulung; 

g) Verwaltung von Sozialeinrichtungen, deren Wir- 
kungsbereich auf den Betrieb oder das Unter- 
nehmen beschränkt ist, ohne Rücksicht auf ihre 
Rechtsform; dies gilt auch für die Verwaltung 
von Wohnräumen für die Arbeitnehmer; 

h) Fragen der Ordnung des Betriebs und des Ver- 
haltens der Arbeitnehmer im Betrieb; 

i) Aufstellung von Entlohnungsgrundsätzen und 
Einführung von neuen Entlohnungsmethoden so- 
wie entsprechende Richtlinien für die betriebliche 
Lohnfindung; 

k) Regelung des Verfahrens für die Festsetzung der 
Akkord- und Prämiensätze und vergleichbarer 
leistungsbezogener Entgelte, einschließlich der 
Geldfaktoren; 

l) betriebliche Einrichtungen und Maßnahmen zur 
Verhütung von Betriebsunfällen, Berufskrank- 
heiten und sonstigen Gesundheitsschädigungen. 
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(4) Ist eine Übereinstimmung über die vorste- 
henden Angelegenheiten nicht zu erreichen, so ent- 
scheidet die Einigungsstelle verbindlich. 

(5) Folgende Angelegenheiten können vom Ar- 
beitgeber nur mit vorheriger Zustimmung des Be- 
triebsrats durch geführt werden: 

a) Errichtung und Ausgestaltung von Sozialein- 
richtungen im Sinne des Absatzes 3 Buchstabe g ; 

b) Sozialmaßnahmen, soweit sie auf die Arbeitneh- 
nehmer des Betriebs oder des Unternehmens be- 
schränkt sind; 

c) Maßnahmen sozialer Art zur Behebung von 
Rationalisierungs- und Automatisierungsfolgen; 

d) Maßnahmen zur Bereitstellung geeigneter 
Arbeitsplätze für nicht mehr voll leistungsfähige 
Arbeitnehmer; 

e) Maßnahmen zur Beschaffung von Wohnräumen 
für die Arbeitnehmer und die Grundsätze für die 
Vergabe, Nutzung und Kündigung; 

f) Grundsätze über das betriebliche Vorschlags- 
wesen; 

g) Einführung und Anwendung von technischen 
Einrichtungen, mit denen das Verhalten und die 
Leistung der Arbeitnehmer überwacht werden. 

(6) Stimmt der Betriebsrat einem Vorhaben des 
Arbeitgebers nach Absatz 5 nicht zu, so hat er seine 
Ablehnung unter Angabe von Gründen innerhalb 
von zwei Wochen nach schriftlicher Aufforderung 
durch den Arbeitgber diesem schriftlich mitzuteilen; 
äußert er sich in dieser Frist nicht, so gilt seine 
Zustimmung als erteilt Ist eine Verständigung nicht 
zu erzielen, so kann der Arbeitgeber bei der Eini- 
gunsstelle die verbindliche Entscheidung über die 
Ersetzung der Zustimmung des Betriebsrats bean- 
tragen. § 76 Abs. 3 bleibt unberührt." 


Begründung 

Durch die vorgesehene Änderung wird der Mit- 
bestimmungskatalog des § 87 Abs. 1 des Gesetzes- 
beschlusses 

a) z. T. anders formuliert, wobei insbesondere der 
Inhalt des § 87 Abs. 1 Nr. 11 verändert wird. 
Die Festsetzung der Arbeitsentgelte selbst soll 
— wie auch in § 77 Abs. 3 zum Ausdruck 
kommt — den Tarifpartnern Vorbehalten blei- 
ben; 

b) in zwei Gruppen (Mitbestimmungsfälle und Zu- 
stimmungsfälle) aufge teilt, die unterschiedliche 
Regelungen für den Fall der Nichteinigung er- 
fahren. 


VI. Zu § 95 

§ 95 Abs. 1 und 2 werden durch folgenden Ab- 
satz 1 ersetzt: 


„(1) Die Aufstellung von allgemeinen Richtlinien 
für Einstellungen, Eingruppierungen, Umgruppie- 
rungen, Versetzungen und Kündigungen bedarf der 
Zustimmung des Betriebsrats. Kommt eine Eini- 
gung nicht zustande, so entscheidet die Einigungs- 
stelle verbindlich." 


Begründung 

Im wesentlichen soll die Regelung des § 95 Abs. 2 
des Gesetzesbeschlusses beseitigt werden. 


VII. Zu §§ 99 bis 101 

1. An § 99 Abs. 3 Satz 2 sind folgende Sätze 3 bis 5 
anzufügen: 

„Erfolgt keine Verständigung, so ist der Arbeit- 
geber zur vorläufigen Durchführung der Maß- 
nahme berechtigt. Von der Durchführung hat er 
den Betriebsrat unverzüglich zu unterrichten. 
Der Betriebsrat kann jedoch innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten das Arbeitsgericht an- 
rufen zur Feststellung, daß ein Grund zur Ver- 
weigerung der Zustimmung (Absatz 2) vorliegt." 

2. § 99 Abs. 4 ist zu streichen. 

3. § 100 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 100 

Ende des vorläufigen Arbeitsverhältnisses 

(1) Gibt das Arbeitsgericht dem Antrag des 
Betriebsrats statt, so endet das vorläufige 
Arbeitsverhältnis spätestens 14 Tage nach der 
Rechtskraft des Beschlusses bzw. gilt die vor- 
läufige Maßnahme des Arbeitgebers (Ein- 
gruppierung, Umgruppierung, Versetzung) als 
rückgängig gemacht. 

(2) Vom Tage der gemäß Absatz 1 vorge- 
schriebenen Beendigung des Arbeitsverhältnis- 
ses an darf der Arbeitgeber den vorläufig ein- 
gestellten Arbeitnehmer nicht mehr im Betrieb 
beschäftigen." 

4. § 101 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 101 
Geldstrafen 

(1) Der Betriebsrat kann im Verfahren nach 
§ 100 beantragen, daß für den Fall, daß das Ar- 
beitsgericht dem Antrag des Betriebsrats statt- 
gibt, im Beschluß dem Arbeitgeber untersagt 
wird, die personelle Maßnahme aufrechtzuerhal- 
ten. 
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(2) Hat das Arbeitsgericht eine Untersagung 
im Sinne des Absatzes 1 ausgesprochen und 
leistet der Arbeitgeber der gerichtlichen Anord- 
nung trotz vorheriger Androhung einer Ord- 
nungsstrafe nicht unverzüglich Folge, so hat ihn 
der Vorsitzende des Arbeitsgerichts auf Antrag 
des Betriebsrats durch Ordnungsstrafe in Höhe 
von mindestens dem Vierfachen des regel- 
mäßigen Arbeitsverdienstes des Arbeitnehmers 
für jeden Arbeitstag, an dem nach der Andro- 
hung die Zuwiderhandlung begangen wird, zur 
Befolgung der gerichtlichen Anordnung anzu- 
halten." 

Begründung zul. bis 4. 

Es besteht kein Bedürfnis, die Grundsätze des 
geltenden Rechts, wonach dem Betriebsrat die 
Darlegungs- und Beweislast für die Berechtigung 
seiner Verweigerung obliegt, umzukehren. Es 
entspricht hergebrachten Grundsätzen, daß der- 
jenige, der sich auf die Verletzung von Bestim- 
mungen beruft, die Darlegungs- und Beweislast 
hat und notfalls ein Verfahren in Gang setzt. 
Im übrigen Aufrechterhaltung des geltenden 
Rechts und Folge der Änderung des § 99. 


VIII. Zum Sechsten Abschnitt 

1. Im Sechsten Abschnitt des Vierten Teils (nach 
§ 105) erhält der Erste Unterabschnitt die Über- 
schrift: 

„Wirtschaftsausschuß; Unterrichtung in wirt- 
schaftlichen Angelegenheiten." 

2. Die §§ 106 bis 109 werden durch folgende §§ 106 
bis 109 a ersetzt: 

„§ 106 

Bildung des Wirtschaftsausschusses 

(1) Um eine vertrauensvolle Zusammenarbeit 
zwischen Betriebsrat und Unternehmer zu för- 
dern und eine gegenseitige Unterrichtung und 
Beratung in wirtschaftlichen Angelegenheiten des 
Unternehmens sicherzustellen, ist in allen Un- 
ternehmen mit in der Regel mehr als fünfhundert 
ständigen Arbeitnehmern ein Wirtschaftsaus- 
schuß zu bilden. In Unternehmen mit in der Re- 
gel mehr als einhundert ständigen Arbeitneh- 
mern ist auf Antrag des Betriebsrats oder des 
Unternehmers ebenfalls ein Wirtschaftsausschuß 
zu bilden. 

(2) Zu den wirtschaftlichen Angelegenheiten 
des Unternehmens gehören: 

a) Die Fabrikations- und Arbeitsmethoden, 

b) das Produktionsprogramm, 

c) die Investitionsvorhaben von wesentlichem 
Umfang, 


d) die wirtschaftliche und finanzielle Lage des 
Unternehmens, 

e) die Produktions- und Absatzlage, 

f) die Rationalisierungs- und Automatisierungs- 
vorhaben von wesentlichem Umfang, 

g) die Personalplanung, 

h) die sonstigen Vorgänge, welche die Interes- 
sen der Arbeitnehmer des Unternehmens 
wesentlich berühren; hierzu gehören auch Be- 
triebsänderungen im Sinne des § 111. 

§ 107 

Recht auf Unterrichtung, Befugnisse 

(1) Der Unternehmer hat den Wirtschaftsaus- 
schuß über die wirtschaftlichen Angelegenheiten 
des Unternehmens regelmäßig und umfassend 
unter Vorlage der erforderlichen Unterlagen zu 
unterrichten, soweit dadurch nicht die Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse des Unternehmens ge- 
fährdet werden. Die Mitglieder des Wirtschafts- 
ausschusses haben über Angelegenheiten, die 
die Wettbewerbsfähigkeit des Unternehmens be- 
rühren können, Stillschweigen auch nach dem 
Ausscheiden aus dem Wirtschaftsausschuß zu 
bewahren. 

(2) Der Unternehmer hat den Wirtschaftsaus- 
schuß ferner über das Personal- und Sozialwesen 
des Unternehmens zu unterrichten; Absatz 1 gilt 
entsprechend. Zu berichten ist insbesondere über 
die Entwicklung und Struktur der Belegschaft, 
über die Zusammenarbeit der Unternehmenslei- 
tung und der Betriebsleitungen mit den nach 
diesem Gesetz gebildeten Vertretungen, über die 
mit den Betriebsräten oder einem Gesamtbe- 
triebsrat getroffenen wesentlichen Vereinbarun- 
gen, sowie über sonstige wesentliche Entwick- 
lungen auf dem Gebiet des Personal- und Sozial- 
wesens. 

(3) Der Jahresabschluß des Unternehmens ist 
dem Wirtschaftsausschuß unter Beteiligung des 
Betriebsrats zu erläutern. 

(4) Der Wirtschaftsausschuß kann Empfeh- 
lungen an die Unternehmensleitung geben oder 
zu einer bestimmten Frage deren Stellungnahme 
einholen. Die Unternehmensleitung hat dem 
Wirtschaftsausschuß Mitteilung über die Be- 
handlung der Empfehlungen zu geben. 


§ 108 

Zusammensetzung 

(1) Der Wirtschaftsausschuß besteht aus min- 
destens vier und höchstens sechzehn Mitgliedern, 
die dem Unternehmen angehören müssen. Die Mit- 
glieder des Wirtschaftsausschusses sollen aus ihrer 
Mitte einen Vorsitzenden wählen. Die Mitglieder 
sollen die zur Erfüllung ihrer Aufgaben erforder- 
liche fachliche und persönliche Eignung besitzen. 
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(2) Besteht ein Unternehmen aus einem Betrieb, 
so wird die Hälfte der Mitglieder des Wirtschafts- 
ausschusses vom Betriebsrat für die Dauer seiner 
Amtszeit bestimmt. Sind Arbeiter und Angestellte 
im Betriebsrat vertreten, so sind Arbeitnehmer bei- 
der Gruppen entsprechend dein zahlenmäßigen Ver- 
hältnis ihrer Betriebsratssitze zu berücksichtigen; 
der Minderheitengruppe muß mindestens ein Mit- 
glied angehören. Jede Gruppe schlägt die auf sie 
entfallenden Mitglieder selbst vor. 

(3) Besteht ein Unternehmen aus mehreren Be- 
trieben und ist ein Gesamtbetriebsrat gebildet, so 
bestimmt dieser die Hälfte der Mitglieder des Wirt- 
schaftsausschusses; die Amtszeit der Mitglieder 
endet in diesem Falle in dem Zeitpunkt, in dem 
die Amtszeit der Mehrheit der Mitglieder des Ge- 
samtbetriebsrats, die an der Bestimmung mitzuwir- 
ken berechtigt waren, abgelaufen ist. Im übrigen gilt 
Absatz 2 Sätze 2 und 3 sinngemäß. 

(4) Besteht ein Unternehmen aus mehreren Be- 
trieben und ist kein Gesamtbetriebsrat gebildet, 
so wird die Hälfte der Mitglieder des Wirtschafts- 
ausschusses durch die Mitglieder der Betriebsräte 
bestimmt; die Amtszeit der Mitglieder des Wirt- 
schaftsausschusses endet in diesem Falle in dem 
Zeitpunkt, in dem die Amtszeit der Mehrheit der 
Mitglieder der Betriebsräte, die an der Bestimmung 
mitzuwirken berechtigt waren, abgelaufen ist. Im 
übrigen gilt Absatz 2 Sätze 2 und 3 sinngemäß. 

(5) In den Fällen der Absätze 2 bis 4 können auch 
Mitglieder des Sprecherausschusses der leitenden 
Angestellten und Jugendliche als Mitglieder des 
Wirtschaftsausschusses bestimmt werden. 

(6) Die andere Hälfte der Mitglieder des Wirt- 
schaftsausschusses wird vom Unternehmer be- 
stimmt; ihre Amtszeit entspricht der Amtszeit der 
nach den Absätzen 2 bis 4 bestimmten Mitglieder. 

(7) Benennt eine Seite keine Mitglieder oder blei- 
ben die Mitglieder der einen Seite ohne genügende 
Entschuldigung der Sitzung fern, so wird der Wirt- 
schaftsausschuß schon tätig, wenn die Vertreter der 
anderen Seite mitwirken. 

(8) Für die Mitglieder des Wirtschaftsausschusses 
gilt § 78 entsprechend. 

§ 109 

Einberufung und Teilnahme 

(1) Der Wirtschaftsausschuß muß mindestens ein- 
mal in jedem Kalendervierteljahr zusammentreten. 
Auf Antrag von einem Viertel der Mitglieder ist der 
Wirtschaftsausschuß außerdem einzuberufen. 

(2) An der Sitzung des Wirtschaftsausschusses 
hat der Unternehmer, bei juristischen Personen ein 
Mitglied der Unternehmensleitung teilzunehmen. 
In den Fällen einer Verhinderung aus besonderen 
Gründen muß ein bevollmächtigter Vertreter teil- 
nehmen. Für die Erläuterung bestimmter Fragen 
können durch die Unternehmensleitung sachkundige 
Personen hinzugezogen werden. 


§ 109 a 

Unvollständige Auskunft 

(1) Wird eine Auskunft über Angelegenheiten 
im Sinne des § 106 Abs. 2 entgegen dem Verlangen 
der Hälfte der Mitglieder des Wirtschaftsausschus- 
ses nicht oder ungenügend erteilt, so sollen Unter- 
nehmer und Betriebsrat die Meinungsverschieden- 
heiten beilegen. Das gleiche gilt hinsichtlich der Ver- 
pflichtung der Unternehmensleitung gemäß § 107 
Abs. 2 bis 4. 

(2) Kommt es zwischen Unternehmer und Be- 
triebsrat nicht zu einer Verständigung, so entschei- 
det die Einigungsstelle verbindlich; § 76 Abs. 7 
findet keine Anwendung.“ 


Begründung 

Die §§ 106 bis 109 des Gesetzesbeschlusses sollen 
durch die vorstehenden, anders konzipierten §§ 106 
bis 109 a ersetzt werden. Diese unterscheiden sich 
von dem Gesetzesbeschluß im wesentlichen dadurch, 
daß sie 

1. als Zweck des Betriebsrats die Sicherstellung der 
vertrauensvollen Zusammenarbeit zwischen Be- 
triebsrat und Unternehmer hervorheben, 

2. die wirtschaftlichen Angelegenheiten des Unter- 
nehmens anders definieren, 

3. in Übereinstimmung mit dem bisherigen Recht 
an der paritätischen Besetzung des Wirtschafts- 
ausschusses durch Betriebsrat und Unternehmer 
festhalten, 

4. nicht die Möglichkeit vorsehen, die Aufgaben 
des Wirtschaftsausschusses einem Ausschuß des 
Betriebsrats zu übertragen. 

Verweisungen auf die §§ 106 bis 109 müssen der 
neuen Fassung angepaßt werden (vgl. § 110 Abs. 1, 
§ 120 Abs. 1 Nr. 3 und 4, § 121 Abs. 1). 


IX. Zu § 123 

§ 123 wird wie folgt geändert; 

Hinter Nummer 1 wird folgende Nummer 1 a ein- 
gefügt: 

,1. a. In § 1 Abs. 3 letzter Satz wird das Wort „Ar- 
beitnehmer“ durch das Wort „Arbeitgeber“ 
ersetzt; hinter das Wort „als“ wird das Wort 
„nicht“ eingefügt.' 


Begründung 

In § 1 Abs. 3 des Kündigungsschutzgesetzes soll zu- 
gunsten des Arbeitnehmers die Beweislast umge- 
kehrt werden. 
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